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PLANZEICHENERKLARUNG

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 6 BauGB)

WA W ohngebiet

(siehe textl. Festsetzungen Nr. 1, 2)

BESCHRANKUNG DER ZAHL DER WOHNUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

WA Einzelhduser 4 WO
Doppelhduser 2 WO

/I WA2WO

MAS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16 BauNVO)

II1 Zahl der Vollgeschosse als Hochstgrenze
0.4 Grundflichenzahl
0,8 Geschofiflichenzahl

FH=9,50m max. Firsthohe z.B. 9.50m tber Oberkante

offentliche Verkehrsfliche
(siche textl. Festsetzung Nr. 3)

TH max. =4,50m maximale Traufhohe

(sieche textl. Festsetzung Nr. 3)

BAUWEISE; BAUGRENZE
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB; § 22 UND 23 BauNVO0)

Baugrenze
: ! ilberbaubare Flache
(0] offene Bauweise
A nur Einzel- und Doppelhiuser zulissig
VERKEHRSFLACHEN

(§9 Abs. 1 Nr. 4;11 und Abs. 6 BauGB)

offentliche Verkehrsflichen

HAUPTVERSORGUNGSLEITUNGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

—_—— 0 — unterirdisch G=Gas

MIT LEITUNGSRECHTEN ZU

BELASTENDE FLACHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

1]
GRUNFLACHEN
(§9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Begiinstigte: Versorgungstrager

offentliche Grunfliche

Zweckbestimmung: Parkanlage

SCHALLSCHUTZ
(§9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Kennzeichnung der Flichen zur
éxxxx>§<< Durchfithrung von passiven
Schallschutzmafnahmen
XXXXX% (siehe textliche Festsetzung Nr. 8)
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Dieser Vorhabenbezogene Bebauungsplan im Sinne Dieser Vorhal?cnbezogene Bebauungsplanentwurf und die Dieser Vorhabenbezogene Bebauungsplanentwurf und Dieser Vorhabenbezogene Bebauungsplanentwurf Dieser Vorhabenbezogene Bebauungsplan ist gem. § 10 Rechtsgrundlagen:
des § 12 BauGB ist gem. § 12 Abs. 2 BauGB durch Begriindung sind gem. § 3 Abs. 2 BauGB laut BeschluB des

BeschluB des Rates der Stadt Warendorf vom 13.12.2002
eingeleitet worden.

Der EinleitungsbeschluB ist am 30.05.2003 6ffentlich
bekannt gemacht worden.
Warendorf, den 30.05.2003

Der Biirgermeister
im Auftrag

Stﬁait. Baudirektor

Ausschusses fir Umwelt, Planung und Verkehr der Stadt
Warendorf vom 08.10.2003 einschlieBlich der gestalterischen
Festsetzungen o6ffentlich auszulegen.

'Warendorf, den 08.10.2003

Der Biirgermeister
im Aufirag

adt. Baudirektor

die Begriindung haben gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der
Zeit vom 20.10.2003 bis 19.11.2003

einschlieBlich der gestalterischen Festsetzungen
offentlich ausgelegen.

Warendorf, den 19.11.2003

Der Biirgermeister
im Auftrag

N

Stiidt,/ Baudirektor

einschlieBlich seiner Festsetzungen iiber die dubere
Gestaltung baulicher Anlagen nach § 86 Abs. 4 BauO NW.
(Gestalterische Festsetzungen ) ist gem § 10 BauGB durch
Beschluf des Rates der Stadt Warendorf vom 11.12.2003 als
Satzung beschlossen

worden. Die Begriindung hat am Verfahren und an der
BeschluBfassung teilgenommen.

Warendorf, den 11.12.2003

Burgemelw

BauGB ab 30.01.2004 zu jedermanns Einsicht ausgelegt.
Der SatzungsbeschluB des Rates vom 11. 12.2003 sowie Ort
und Zeit der Auslegung sind am30.01. 2004 gem. § 10
BauGB in Verbindung mit § 14 der Hauptsatzung der Stadt
Warendorf vom 25.11.1999 6ffentlich bekannt gemacht
worden. Auf die Vorschriften der §§ 44, 214 und 215
BauGB sowie § 4 Abs. 6 GONW wurde verwiesen.

Warendorf, den 30.01. 2004

\

Der Biirgermeister
im Auftrag

Stidt,/ Baudirektor

1. §§ 7 und 41 Abs. 1 Buchstabe f) der Gemeindeordnung fur das
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung
vom 14.07.1994 (GV NW S. 666/SGW NW 2023) in der zur Zeit
giltigen Fassung.

2. 8§ 1 -4 und 8 - 13 des Baugesetzbuches (BauGB) in der
Neufassung vom 27.08.1997 (BGBL. 1 S. 2141) in der zur Zeit
giltigen Fassung.

3. Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBL. I S. 132) getindert
durch in der zur Zeit giltigen Fassung.

4. § 86 der Bauordnung fiir das [.and Nordrhein-Westfalen
(BauONW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
01.03.2000(GV NW S. 256), in der zur Zeit gultigen Fassung.

5. Planzeichenverordnung (PlanZVO) vom 18.12.1990
(BGBL I S. 58)

Grenze des rdumlichen Geltungsbereiches

== FEE des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
einschlieBlich zusitzlich einbezogener
Grundstiicksflachen
- - Bereich zusitzlich einbezogener
Grundstiicksflachen *berichtigt It. Ratsbeschluf}
vom 11.12.2003
G Grenze unterschiedlicher Nutzung

NACHTRICHTLICHE EINTRAGUNGEN

F+«R FuB- und Radweg
/ \1 Miillbehilter-Sammelstelle
e v fiir Anlieger der Stichstrafe

vorhandene Baumstandorte

vorhandene Wohngebéude

7

vorhandene Nebengebaude

——————— Flurstiicksgrenze
& mogliche Grundstiicksabgrenzung
425 Flurstiicksnummer
m——=R vorhandener Regenwasserkanal
N vorhandener Schmutzwasserkanal

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN GEMASS 9 BauGB

1. In den WA1-Gebieten sind Nutzungen i.S.v. § 4(2) Nr. 2 BauNVO nicht zulissig:
- die der Versorgung des Gebietes dienenden Liden
- Schank- und Speisewirtschaften
- nicht stérende Handwerksbetricbe

2. In séimtlichen WA-Gebieten sind Ausnahmen gemih § 4(3) BauNVO nicht
zuldssig:
- Betriebe des Beherbergungswesens
- sonstige nicht stérende Gewerbebetreibe
- Anlagen fiir Verwaltungen
- Gartenbaubetreibe
- Tankstellen

3. Die maximale Firsthohe betrigt in den WA1-Gebieten 9,50 m, in den
WA2-Gebieten 11,50 m iiber Oberkante Fahrbahnmitte der
zugeordneten ErschlieBungsanlage des jeweiligen Baugrundstiicks.
Die Traufhohe mit 4,50m wird definiert als der duBere Schnittpunkt zwischen
aufsteigendem Mauerwerk und Dachhaut.

4. Stellpliitze, Carports und Garagen sind nur im Bereich der iiberbau-
baren Fliche und im seitlichem Grenzabstand zuliissig. Stellplitze,
Carports und Garagen, die parallel zu 6ffentlichen Verkehrsflichen
stehen, miissen von dieser einen Abstand von mindestens 1,00 m ein-
halten. Die Abstandsfliche ist mit Striuchern oder Hecken zu
begriinen.

5. Das MaB der baulichen Nutzung wird durch die festgesetzte Grund-
flichenzahl bestimmt, soweit es nicht durch die dargestelllte
iiberbaubare Fliche sowie die Festsetzungen iiber GeschoBzahl und
Gebiudehohe eingeschriinkt wird.

6. Alle gemiB zeichnerischer oder textlicher Festsetzung zu bepflan-
zenden Flichen bzw. Griinfléichen sind mit zumindest 50 % bodenstéin-
digen Stiiuchern und Biumen fliichendeckend zu begriinen, zu pflegen
und dauerhaft zu erhalten.

Als bodenstindige Gehélzarten gelten Schlehe, Weiiddorn, Hasel,
Schwarzer Holunder, Hartriegel, Stieleiche, Feldahorn, Hainbuche,
Esche und Pfaffenhiitchen.

7. Die Fliche innerhalb von Sichtfeldern ist von jeglicher Sichtbe-
hinderung in mehr als 0,60 m Hohe iiber Fahrbahnoberkante freizu-
halten. Hochstimmige Einzelbidume sind ausnahmsweise zugelassen,
soweit sie die Verkehrssicherheit nicht gefihrden.

8. Schallschutz bei Neu-, Um- und Erweiterungsbauten der Gebiude
Im gekennzeichneten Bereich I sind Aussenbauteile von Gebiuden oder
Gebiudeteilen in den nicht nur zum voriibergehenden Aufenthalt von Menschen
bestimmten Riumen an den der Westkirchener StraBe zugewandien Seiten in den
Lirmpegelbereich IV (erf. R "w=-40/35 dB; Wohnriume/Biiroriume) gemiss DIN
4109 ,,Schallschutz im Hochbau“ einzustufen. Fiir die um mindestens 90° von der
Westkirchener Strabe abgewandten Seiten gilt der Lirmpegelbereich ITT (erf. Rw.rs=

35/30 dB; Wohnriume/Biiroriume).

Im gekennzeichneten Bereich II sind Aussenbauteile von Gebéuden oder
Gebéaudeteilen in den nicht nur zum voritbergehenden Aufenthalt von Menschen
bestimmten Raumen an den der Westkirchener Strafle zugewandten Seiten in den
Larmpegelbereich 111 (erf. R ww==35/30 dB; Wohnraume/Biirordume) geméss DIN
4109 ,,Schallschutz im Hochbau®“ einzustufen. Fir die um mindestens 90° von der
Westkirchener Strafle abgewandten Seiten gilt der Larmpegelbereich II (erf. R wea=
30 dB; Wohnrdume/Biirordume).

Um fiir die bei Schlafréumen notwendige Beluftung zu sorgen, ist aus Griinden des
Immissionsschutzes bei Schlaf- und Kinderzimmern der Einbau von schallgedidmmten
Luftern vorgeschrieben, sofern keine Liftungsmoglichkeit iiber ein von der
Larmquelle Westkirchener Strae abgewandtes Fenster besteht. Gleiches gilt fiir
Réume mit saverstoffverzehrenden Heizanlagen. Die Einhaltung der erforderlichen
Schallddmmwerte ist bei der genehmigungs- und anzeigepflichtigen Errichtung,
Anderung oder Nutzungsinderung von Gebauden oder Gebéudeteilen nachzuweisen.
Allgemeiner Hinweis:

Zur Minderung von Larmeinwirkungen sind Aussenwohnbereiche (Garten, Terrassen,
Balkone usw.) moglichst so anzuordnen, dass eine Abschirmung gegentiber der
massgeblichen Lirmquelle durch Gebiiude eintritt. Alternativ wird geeigneter aktiver
Lirmschutz (z.B. Verglasung von Balkonen) am Aussenwohnbereich selbst
empfohlen.

TEXTLICHE HINWEISE

1. Die Entwiisserung im Ortsteil Freckenhorst der Stadt Warendorf er-
folgt nach dem im Mai 1988 datierten Planentwurf, aufgestellt vom
Ingenieurbiiro Pruss-Kissner, Lippstadt.

Der Entwurf ist vom Staatlichen Amt fir Wasser- und Abfallwirt-
schaft Miinster am 15.04.1991 gepriift und vom Regierungsprasiden-
ten Miinster am 12.07.1991 mit Aktenzeichen: 54.2-4.5.1-8.13.2-
GEN.-NR. 1313- nach § 58 LWG genehmigt worden.

Erforderliche Nachtragsentwiirfe werden seitens des Abwasserwerkes
aufgestellt.

GemaiB § 51 a LWG ist das von befestigten Flachen abflieende Nieder-
schlagswasser in den stidtischen Regenwasserkanal einzuleiten.
Hiervon ausgenommen sind schmale Gartenwege und kleine Terrassen-
flaichen, soweit ausreichend groBflachige Versickerungsmoglichkeiten
auf den Baugrundstiicken selbst zur Verfiigung stehen.

Die Speicherung und Wiedernutzung relativ gering belasteter Nieder-
schlagswasser von Dach- und Terrassenflichen u.a. (siehe textliche
Hinweise Nr. 4) wie auch das Recht zur Entnahme von Brauchwasser bleibt
davon unberthrt.

Einrichtungen zur nicht nur voritbergehenden Absenkung des Grund-
wasserspiegels, z.B. Kellerdranagen, sind nicht zuldssig.

2. Es ist zu gewahrleisten, daf die Kanalisationsanlagen nach geneh-
migten Planen gem. § 58 LWG bis zur Fertigstellung der anschlieflen-
den baulichen Anlagen betriebsbereit erstellt werden.

3. Es ist zu gewidhrleisten, daf} die Wasserversorgungsanlagen nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik gem. § 48 LWG bis zur
Fertigstellung der anschlieBenden baulichen Anlagen betriebsbereit
errichtet sind, und ein ausreichender Versorgungs- und Feuerlosch-
druck tiber das offentliche Netz sichergestellt ist.

Die erforderliche Loschwasserversorgung ist gem. Arbeitsblatt W 405
im Plangebiet mit 800 Ltr./min. fur eine Einsatzdauer von mindes-
tens 2 Stunden sicherzustellen. Die erforderliche Loschwasserver-
sorgung kann dabei tiber das 6ffentliche Wasserversorgungsnetz und
dariiber hinaus durch Loschwasserteiche etc. sichergestellt werden.
Zur Loschwasserentnahme aus dem 6ffentlichen Wassernetz sind
Hydranten in Abstanden von 150 m untereinander in der Straflenachse
zu installieren und an gut sichtbaen Stellen Hydrantenschilder an-
zubringen.

4. Trinkwasseranlagen einschlieflich der dazugehorigen Hausinstallation dirfen nach §

17(2) der zur Zeit giiltigen Trinkwasserverordnung nicht mit
Regenwassernutzungsanlagen einschlieflich ihrer Leitungen verbunden werden.

Die Leitungen der verschiedenen Versorgungssysteme (Trinkwasser/Regenwasser)
sind bei dem Einbau dauerhaft farblich unterschiedlich zu kennzeichnen und
Nichttrinkwasserzapfstellen als solche dauerhaft kenntlich zu machen. Die DIN 1988
ist zu beachten.

Nach § 13(3) der zur Zeit giiltigen Trinkwasserverordnung ist eine im Haushalt

benutzte Regenwasseranlage der zustéindigen Behorde bei Inbetriebnahme schriftlich
anzuzeigen.

5. GemiB § 4 Abfallbeseitigungsgesetz dirfen Abfille nur auf der dafur

vorgesehenen Deponie abgelagert werden. Hierbei ist die Satzung
iiber die Abfallentsorgung der Stadt in der jeweils giltigen Fassung
mafgebend.

6. Im Genehmigungsverfahren (bei ErschlieBungsmafBnahmen, Baugenehmi-

gungen u.a.) ist zu berticksichtigen (ggfl. durch Auflagen), dafl dem
Westfilischen Museum fiir Archédologie/Amt fir Bodendenkmalpflege
(Tel. 0251/2105-252) oder der Stadt als untere Denkmalbehorde
Bodendenkmiiler (Kulturgeschichtliche Bodenfunde aber auch Verdnde-
rungen und Verfirbungen in der natiirlichen Bodenbeschaffenheit)
unverziiglich zu melden sind. Thre Lage im Gelinde darf nicht ver-
dndert werden (§§ 16 und 16 DSchG).

Dem Amt fiir Bodendenkmalpflege oder seinen Beauftragten ist das Be-
treten der betroffenen Grundstiicke zu gestatten, um ggf. archéiolo-
gische Untersuchungen durchfithren zu konnen (§ 19 DSchG NRW). Die
dafiir bendtigten Flachen sind fiir die Dauer der Untersuchungen
freizuhalten. Erste Bodenbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage

vor Baubeginn) dem Amt fir Bodendenkmalpflege, Broderichweg 35,
48159 Munster, schriftlich mitzuteilen.

7. Zusitzlich zu dem im Plangebiet getitigten Ausgleich werden auller-

halb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes weitere Flichen fiir
naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Ersatzmafnahmen durch einen
offentlich rechtlichen Vertrag mit dem Bebauungsplan verbunden.

FESTSETZUNGEN GEMASS 86 BauONW
1. Im gesamten Plangebiet sind Dachgauben und Dacheinschnitte nur bis zu 40 % der

Gebiudelinge je Gebiude zulissig. Zu den Ortgéingen ist ein Mindestabstand von 1,5m
einzuhalten. Dachgauben oberhalb der Kehlbalken sind nicht zulissig.

Bei Doppelhiiusern deren Haushiilften < 6m Breite betragen, sind ausnahmsweise
Dachgauben und Dacheinschnitte bis zu 50 % der Gebiudelinge je Haushilfte zuléissig.
Abweichend von § 35 Abs. 4 BauO NW diirfen diese Dachgauben an der Grenze
unmittelbar aneinander gebaut werden.

. Doppelhéiuser sind mit einheitlicher Dachform, Dachneigung und Dachdeckung

(Ziegelformate und —farbe) auszufiihren. Die AuBenwinde sind in Material und
Farbgebung gleich zu gestalten. Doppelhiuser diirfen nur in wechselseitig vertriglicher

und abgestimmter Weise aneinander gebaut werden. Versiitze bis zu 3,0 m sind zuléssig.
. Vorgiirten sind bis auf die Zufahrten fiir Stellpliitze, Carports und Garagen sowie

Hauseingangsbereiche girtnerisch und versiegelungsfrei zu gestalten.

STADT WARENDORF

Verhabenbezogenener Bebauungsplan Nr. 3.26
fiir das Gebiet ,,Westlich der Westkirchener Strafie,

zwischen KleistraBe und Dr.-Sandforth-StraBe «
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siehe 1. Änderung
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